
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Joana Cotar, Barbara Lenk, Eugen 
Schmidt, Beatrix von Storch und der Fraktion der AfD
– Drucksache 20/898 –

Kontakt der Bundesregierung zum Messengerdienst Telegram

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

In Deutschland hat der 2013 in Russland gegründete („Fangt mich doch“, 
Wirtschaftswoche vom 11. Februar 2022, S. 26), mutmaßlich von Dubai in 
den Vereinigten Arabischen Emiraten betriebene Messengerdienst Telegram 
(https://telegram.org/faq/de#:~:text=Das%20Entwicklungsteam%20von%20T
elegram%20hat%20seinen%20Sitz%20in%20Dubai) in der jüngeren Zeit die 
Aufmerksamkeit von Politik und Strafverfolgung auf sich gezogen, weil da-
rauf Aufrufe zur Gewalt gegen einzelne Politiker veröffentlicht wurden („Wir 
werden viel Stärke brauchen“, DIE ZEIT, 13. Januar 2022, S. 4). Gegen Tele-
gram sind zwei Bußgeldverfahren des Bundesministeriums der Justiz (BMJ) 
anhängig. Im ersten Verfahren geht es um den fehlenden „leicht erkennbaren 
und unmittelbaren Meldeweg für strafbare Inhalte“, im zweiten um die 
„Nichtbenennung eines Zustellungsbevollmächtigten für Ersuchen von deut-
schen Gerichten“ (https://netzpolitik.org/2021/bussgeldverfahren-telegram-sol
l-sich-an-das-netzdg-halten/). Nach mehreren vergeblichen Versuchen ist es 
der Bundesregierung nach eigenen Angaben unlängst gelungen, einen ersten 
Kontakt zur Leitungsebene von Telegram herzustellen (https://www.welt.de/p
olitik/deutschland/article236685887/Telegram-Bundesregierung-erstmals-in-
Kontakt-mit-Betreibern-des-Messengerdienstes.html).

Weiter heißt es, der informelle Kontakt zur „Konzernspitze“ habe zu einem 
„konstruktiven Gespräch“ mit dem Messengerdienst geführt. Die Anbahnung 
des Kontaktes zu Telegram geschah offenbar durch die Vermittlung des Inter-
netkonzerns Google Inc. („Wie sag ich’s Telegram?“, Frankfurter Allgemeine 
Zeitung, 5. Februar 2022, S. 6). Das Gespräch ist dem Vernehmen nach in 
Form einer Videoschalte abgelaufen, in deren Verlauf der Dienst Telegram sei-
ne „Bereitschaft zur Zusammenarbeit“ erklärt haben soll („Bundesregierung 
droht Telegram bis zu 55 Mio. Euro Strafe an“, Süddeutsche Zeitung, 5. Feb-
ruar 2022, S. 7). Unter Umständen ist das zwischenzeitlich erfolgte Löschen 
von 64 Kanälen ein Ergebnis des genannten Gespräches (https://www.sueddeu
tsche.de/politik/telegram-kanaele-sperrung-1.5527255).
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 1. Kann die Bundesregierung beziehungsweise das Bundesministerium des 
Innern und für Heimat die genannten Zeitungsberichte bestätigen, nach 
denen es einen Kontakt zum Messengerdienst Telegram gegeben habe 
(vgl. Vorbemerkung der Fragesteller)?

Die Bundesregierung steht in Kontakt mit Telegram.

 2. Wenn ja, kann die Bundesregierung beziehungsweise das Bundesminis-
terium des Innern und für Heimat angeben, zu wem genau innerhalb des 
Unternehmens Telegram der genannte Kontakt hergestellt werden konnte 
(bitte nach Namen und Funktion aufschlüsseln)?

Die Bundesregierung hat mit der Geschäftsleitung und Arbeitsebene von Tele-
gram Gespräche geführt.

 3. Worin genau bestand die zitierte Unterstützung des Internetkonzerns 
Google Inc. bei der Vermittlung des in der Presse genannten Kontaktes 
zu Telegram (vgl. Vorbemerkung der Fragesteller)?

a) Ist Google Inc. von sich aus auf die Bundesregierung zugegangen, 
oder hat die Bundesregierung den Internetkonzern um Unterstützung 
gebeten?

Die Fragen 3 und 3a werden gemeinsam beantwortet.
Das Bundesministerium des Innern und für Heimat steht mit Apple und Google 
in regelmäßigem Kontakt wegen diverser Themen, zuletzt auch zur Thematik 
„Telegram“.

b) Auf welcher Rechtsgrundlage ist der genannte Kontakt zwischen der 
Google Inc. und der Bundesregierung zustande gekommen?

Ziel der Bundesregierung ist es, dass auch Telegram die in Deutschland gelten-
den Gesetze einhält.

c) Hat sich die Bundesregierung auch mit anderen großen Internetkonzer-
nen über eine mögliche Kontaktaufnahme mit dem Messengerdienst 
Telegram ausgetauscht, wenn ja, auf wessen Initiative, und mit wel-
chem Ergebnis?

Auf die Antwort zu Frage 3a wird verwiesen.

 4. Aufgrund welcher Gesprächsinhalte mit Repräsentanten des Messenger-
dienstes Telegram kommt die Bundesregierung beziehungsweise das 
Bundesministerium des Innern und für Heimat zum zitierten Ergebnis, 
das Gespräch sei „konstruktiv“ verlaufen (vgl. Vorbemerkung der Frage-
steller)?

Die schnelle Löschung und Sperrung von strafbaren Inhalten stellt einen ersten 
Erfolg in der Kooperation mit Telegram dar.
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 5. Wie soll nach Auffassung der Bundesregierung die genannte weitere 
„Zusammenarbeit“ mit dem Messengerdienst Telegram künftig aussehen 
(vgl. Vorbemerkung der Fragesteller, bitte ausführen)?

Die Befolgung der deutschen Rechtslage nach Telekommunikationsgesetz, 
Telekommunikation-Telemedien-Datenschutz-Gesetz und Netzwerkdurchset-
zungsgesetz (NetzDG) durch Telegram soll erreicht werden. Die Gespräche 
dienen dazu, die Rechtslage nach dem Netzwerkdurchsetzungsgesetz zu erläu-
tern und Telegram dazu zu bringen, sich entsprechend dieser Rechtslage zu ver-
halten.

 6. Welche Positionen haben die Repräsentanten des Messengerdienstes Te-
legram gegenüber der Bundesregierung vertreten?

a) Hat Telegram sich zu den Löschanfragen gemäß des NetzDG geäuß-
ert, und wenn ja, in welcher Weise?

Die Fragen 6 und 6a werden gemeinsam beantwortet.
Nach Auskunft von Telegram dauert die Prüfung der Rechtslage zum NetzDG 
durch Telegram noch an.

b) Ist das zwischenzeitlich erfolgte Löschen von 64 Kanälen auf Tele-
gram (vgl. Vorbemerkung der Fragesteller) nach Auffassung der 
Bundesregierung eine Folge des genannten Gespräches?

Ja.

c) Hat Telegram sich zu der Frage eines persönlich erreichbaren Bevoll-
mächtigten des Messengerdienstes in Deutschland (vgl. Vorbemerkung 
der Fragesteller) geäußert, und wenn ja, in welcher Weise?

Die Frage der Benennung eines Zustellungsbevollmächtigten nach dem 
NetzDG wird nach Auskunft von Telegram derzeit noch geprüft. Die Entfer-
nung der Telegram App aus den App-Stores von Google und Apple ist nicht 
das Ziel von Bundesministerin Faeser.

 7. Verfügt die Bundesregierung nun über eine ladungsfähige Adresse des 
Messengerdienstes Telegram, und falls ja, wie lautet diese?

Die Bundesregierung verfügt über eine Unternehmensadresse des Anbieters 
von Telegram in Dubai; Zustellversuche an diese Anschrift sind jedoch ge-
scheitert.

 8. Gab oder gibt es seitens der Bundesregierung zusätzliche diplomatische 
Aktivitäten in Richtung der Regierung der Vereinigten Arabischen Emi-
rate (dem mutmaßlichen Sitz des Betreiberteams des Messengerdienstes) 
mit dem Ziel, die Leitung von Telegram zur Kooperation mit deutschen 
Behörden zu bewegen, und wenn ja, mit welchem Ergebnis?

Das Auswärtige Amt und die Botschaft Abu Dhabi haben die Regierung der 
Vereinigten Arabischen Emirate wiederholt und nachdrücklich um eine Unter-
stützung im Sinne der Fragestellung ersucht. Daneben hat sich kürzlich auch 
das Bundesministerium der Justiz mit einem Schreiben an das Justizministeri-
um der Vereinigten Arabischen Emirate gewandt und auf die Bedeutung dieser 
Angelegenheit für die Bundesregierung hingewiesen. Sowohl die „Abschal-
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tung“ des Messenger-Dienstes Telegram als auch die Entfernung der Telegram 
App aus den App-Stores von Google und Apple ist nicht das Ziel von Bundes-
ministerin Faeser.

 9. Gab oder gibt es konzertierte Aktivitäten internationaler Strafverfol-
gungsbehörden unter Beteiligung der Bundesregierung mit dem Ziel, Te-
legram zur Kooperation bei Löschanfragen zu bewegen, und wenn ja, 
mit welchem Ergebnis?

Nein.

10. Mit welchen Maßnahmen möchte die Bundesregierung den Messenger-
dienst Telegram insgesamt zu einer Kooperation bewegen?

Auf die Antwort zu Frage 5 wird verwiesen.
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